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Politik, Ökonomie und Recht
Politique, économie et droit
Politica, economia e diritto Diskussion

Vertragszwang schafft Kontrollzwänge. Ist sich die
Ärzteschaft bewusst, dass sie mit ihrem Widerstand
gegen die vorgeschlagene Aufhebung des Vertrags-
zwanges die Verstaatlichung des Gesundheitswesens
fördert? Die Aufhebung des Vertragszwanges ver-
dient eine ernsthafte Diskussion. Die Referendums-
drohung der FMH ist eine Falle. Vertragsfreiheit
heisst Gestaltungsfreiheit. Wir sehen darin mehr
Chancen als Gefahren und appellieren an Besonnen-
heit, Phantasie und Berufsstolz der Ärzteschaft.

Medizin und Ärzte geniessen in unserer Gesellschaft
eine Sonderstellung. Diese kommt auf der wirt-
schaftlichen Ebene im sogenannten Vertragszwang
zulasten der Sozialversicherungen zum Ausdruck.
Der Vertragszwang verpflichtet die Versicherungen
zu einer fast uneingeschränkten Abnahmegarantie
für medizinische Leistungen. 

Ärztedichte korreliert mit Gesundheitskosten

Die unaufhaltsam steigenden, regional aber sehr un-
terschiedlichen Gesundheitskosten korrelieren stark
mit der Ärztedichte, aber keineswegs mit der Volks-
gesundheit. Nun wird im Rahmen der bilateralen Ver-
träge ein Anstieg der Ärztedichte mit entsprechenden
Kostenfolgen befürchtet. Deshalb wird auf politischer
Ebene die Aufhebung des Vertragszwanges zulasten
der Sozialversicherungen vorgeschlagen. Als Über-
gangslösung soll für drei Jahre eine Bedürfnisklausel
angewendet werden, d.h. Praxiseröffnungen sollen
nur bei nachgewiesenem Bedürfnis erlaubt werden.

Gegen die vorgeschlagene Aufhebung des Ver-
tragszwanges will die FMH notfalls das Referendum
ergreifen. Wir halten diese Drohung für unüberlegt.
Die Aufhebung des Vertragszwanges verdient eine
ernsthafte Diskussion. Mit einem Referendums-
kampf klammert sich die Ärzteschaft an ein über-
holtes Arztbild. Bestenfalls winkt ein Pyrrhussieg.
Wir befürworten die rasche Einführung der Ver-
tragsfreiheit und die Ablehnung der Bedürfnis-
klausel aus folgenden Gründen:

1. Vertragszwang verstärkt Kontrollzwänge
– Der Vertragszwang zulasten der Sozialversiche-

rungen verstärkt die Kontrollzwänge von Staat
und Versicherungen zulasten der Ärzte. Mit dem
Widerstand gegen die Vertragsfreiheit unterwirft
sich der «freie» Ärztestand freiwillig der zuneh-
menden Fremdbestimmung von Staat und Ver-
sicherungen.

– Zunehmende Kontrollzwänge treffen etablierte
Ärzte genauso wie Jungärzte. Etablierte Ärzte er-
trinken in einer steigenden Flut von Vorschriften,
Diktaten und Listen. Bald ersticken wir alle in
einer schwerfälligen Rechtfertigungsbürokratie.

– Aktuellstes Beispiel eines untauglichen Kontroll-
versuchs ist die Bedürfnisklausel. Ohne ein einzi-
ges Problem zu lösen, bewirkt sie einen Problem-
stau und liefert nur Argumente für weitere büro-
kratische Eingriffe.

2. Vertragsfreiheit heisst Gestaltungsfreiheit und
Chancengleichheit
– Vertragsfreiheit heisst Freiheit, Chance und Pflicht,

selber zu gestalten und zu wählen.
– Vertragsfreiheit bedeutet Vielfalt, Konkurrenz

und qualitative Entwicklung.
– Anders als die Bedürfnisklausel steht Vertrags-

freiheit für Chancengleichheit. Sie verlangt eine
Neuorientierung von allen Ärztinnen und Ärzten.

– Die Zukunft gehört der Teammedizin, sei es in
Form von Multi-Specialty-Praxen oder von Ärzte-
netzen – mit oder ohne Einbezug von anderen Ge-
sundheitsberufen. Dies entspricht der wachsenden
Komplexität in allen gesellschaftlichen Bereichen. 

– Es entstehen Gruppierungen mit unterschied-
licher, aber patientenorientierter und selbstge-
stalteter Betreuungsphilosophie – Konkurrenz
also, welche nicht nur fachlich-technische, son-
dern auch soziale Kompetenz wie Teamfähigkeit
fördert. 

– Flexible Gruppen und Netze werden vermehrt
Teilzeitpensen anbieten, eine Chance, Familien-
und Berufsleben besser zu harmonisieren als im
traditionellen System.

– Und nicht zuletzt können Gruppen und Netze
ihren Mitgliedern jene emotionale Geborgenheit
bieten, die in der Einzelpraxis und den anonymen
Standesorganisationen heute fehlt.
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Auf die Umsetzung kommt es an

– Entscheidend für ein zukunftsfähiges Gesund-
heitswesen ist ein dynamisches Gleichgewicht 
der Kräfte. Dies erfordert eine klare Stärkung der
Patienten- und Versicherteninteressen.

– Wir schlagen deshalb vor, künftig mindestens
einen Versichertenfranken pro Jahr für den Auf-
bau und den Betrieb professionell geführter Pa-
tientenorganisationen einzusetzen. 

– Versicherungs- und ärzteunabhängige Versicher-
tenorganisationen sollen künftig Ärztenetze und
Versicherungsprodukte gemäss ihren eigenen 
Kriterien bewerten und so die Versicherten bei
Wahl und Wechsel von Versicherungen und
Ärzten unterstützen.

– Sie werden jenen Kriterien gesamtschweizerisch
zum Durchbruch verhelfen, welche von den Ver-
sicherten und Patienten als wichtigste bewertet
werden. 

– Behördlich verordnete oder gesamtschweizerisch
ausgehandelte Kriterien als Voraussetzung für die
Vertragsfreiheit lehnen wir ab, denn ähnlich wie
bei TarMed könnte der dringende Schritt zur Ver-
tragsfreiheit sonst beliebig verzögert werden. 

– Ärztenetze sollen Qualitätskriterien entsprechend
ihrer Betreuungsphilosophie selber entwickeln,
umsetzen und kommunizieren. Dazu gehört, dass
patientenorientierte Gruppen ihre Patienten in die
Gestaltung des Versorgungsnetzes einbeziehen
werden. So werden sie ein Gegengewicht zur
wachsenden Versicherungsmacht bilden. 

Wir Ärztinnen und Ärzte zählen uns zu den innova-
tivsten Berufsgruppen der Gesellschaft, zumindest
was Entwicklung und Anwendung technologischer
Neuheiten betrifft. Unser Potential für organisatori-
sche und unternehmerische Innovationen aber hat bis
jetzt sanft geschlummert – im Schatten des Vertrags-
zwanges. 

Wir appellieren an die Phantasie und den Berufs-
stolz der Ärzteschaft. Die Reise in die Zukunft führt
über die Pfade des Umdenkens. Auch uns Ärzten wird
gelingen, was freiberufliche Juristen und Ingenieure,
wohlgemerkt ohne Vertragszwang, längst geschafft
haben: kulturelle und organisatorische Innovationen
wie Vernetzung und Teamentwicklung. 

Wir appellieren an die Besonnenheit und den Mut
der Ärzteschaft, im vollen Wissen, dass Vertragsfrei-
heit – wie jede Freiheit – verknüpft ist mit Ungewiss-
heit und der Gefahr des Scheiterns. Wer diesen Preis
nicht zahlen will, wird gezwungen sein, sich mit der
Verstaatlichung der Medizin auseinanderzusetzen.
Die Referendumsdrohung der FMH ohne Erwähnung
der Verstaatlichung ist eine Falle. Vertragsfreiheit
hingegen ist die Alternative zur wachsenden büro-
kratischen Fremdbestimmung durch Versicherungen
und Staat. Nutzen wir diese Chance!

Wir freuen uns auf Kritik und Unterstützung.


